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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aler- 
gnädigſt geruht, 

den Baugewerkſchuldirektoren Profeſſor 

Gürſchner in Magdeburg und Pro⸗ 
feſſor Keil in Königsberg i. Pr., 
dem Maſchinenbauſchuldirektor Profeſſor 
Mathee in Effen, 
Direktoren an den höheren Fach⸗ 
ſchulen für Tertilinduſtrie Profeſſor 
Vinzenz in Cottbus und Profeſſor 
Dr. Kapff in Aachen, 
den Baugewerkſchuloberlehrern, Profeſſoren 
Boeß in Kattowitz, Stumpf in Erfurt, 
Neff in Magdeburg, Tannert in 
Stettin und 

den Maſchinenbauſchuloberlehrern, 
feſſoren Hornung in Magdeburg, 
Kotte in Duisburg, Ganz und 
Lowach in Gleiwitz, Dr. Knauff in 
Altona, Siewers, Schmitt und 
Weigel in Dortmund und Deckert 
in Görlitz 

den Rang der Räte IV. Klaſſe, 

dem bisherigen Generaldirektor der Gelſen— 
kirchener Bergwerks⸗-⸗Aktiengeſellſchaft 
Rudolf Bingel in Gelſenkirchen, dem 


den 


Pro⸗ 


Fabrikbeſitzer Heinrich Goeters in 
Rheydt, dem Bankdirektor Albert 


Heimann in Cöln, dem Kaufmann 


Karl Lüttig in Halle a. S., dem 
Fabrikbeſitzer Eugen Neubarth in 
Forſt i. L., dem Bankier Robert 
de Neufville in Frankfurt a. M., 
dem Kaufmann Adolf Sternberg in 
Breslau und dem Fabrikanten Albert 
Urſprung in Barmen den Charakter 
als Kommerzienrat 
zu verleihen. 


Den Charakter als „Profeſſor“ haben 
erhalten: 

der Direktor der höheren Fachſchule für 
Textilinduſtrie Lehmann in Crefeld, 

der kommiſſariſche Baugewerkſchuldirektor 
Braune in Buxtehude, 

die Baugewerkſchuloberlehrer Bettner in 
Hörter, Redlich in Caſſel, Wölfer in 
Höxter, Arnold in Aachen, Vieh⸗ 
weger in Cöln, Tilſen in Erfurt, 
Probſt in Breslau, Beyer in Hildes⸗ 
heim, Rühmkorff in Nienburg, Kuhn 
in Barmen, Wolter in Münſter, 
Großmann in Buxtehude, Koll in 
Münſter, Freisler in Aachen, Schütte 
in Hildesheim, Baumann in Kattowitz 
und Michel in Frankfurt a. O., 

der kommiſſariſche Direktor der Maſchinen⸗ 
bauſchule in Graudenz, Oberlehrer 


Anlage. 
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Grimm und der konmmiſſariſche Di- die Lehrer an den höheren Fachſchulen für 
rektor der Maſchinenbau⸗ und Hütten- Textilinduſtrie Dr. Dittrich in Cottbus, 
ſchule in Gleiwitz, Oberlehrer Dr.-Ing. Dr. Herzog in Sorau N.⸗L., Weber 
Förſter, in Aachen, Fiedler und Kodym in 
die Oberlehrer! Dr. Deutzmann an der Barmen. 

Fachſchule für die Bergiſche Kleineiſen⸗ 

und Stahlwaren⸗Induſtrie in Remſcheid Der Hilfslehrer an der Baugewerkſchule 
und Scheid! an der Fachſchule für in Münſter i. W. Brentzel ift zum Vau- 
Metallinduſtrie in Iſerlohn und gewerkſchuloberlehrer ernannt worden. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 
Den Schiffer auf großer Fahrt Franz Schwarz aus Königsberg i/Pr. ift durch den 
Spruch des Secamtes in Königsberg vom 20. Dezember 1907 die Befugnis zur Ausübung 
des Schiffergewerbes entzogen worden. 


Betr. Schiffe mit Empfaugsapparaten für Uunterwaſſerglockenſignale. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 27. Februar 1908. 

Es iſt angeregt worden, diejenigen deutſchen Seeſchiffe, die mit einem Empfangs⸗ 
apparate für Unterwaſſerglockenſignale verſehen find, im Handbuche für die deutſche Handels- 
marine und in der amtlichen Schiffsliſte beſonders zu bezeichnen. Aus dieſem Anlaß 
erſuche ich Sie, ein Verzeichnis dieſer, in Ihrem Verwaltungsbezirke beheimateten, See⸗ 
ſchiffe bis zum 1. Mai d. J. der Redaktion für nautiſche Veröffentlichungen im Reichsamte 
des Innern hier mitzuteilen. Sollte eine rechtzeitige Mitteilung des Verzeichniſſes auf 
Schwierigkeiten ſtoßen, ſo ſehe ich einem Bericht eutgegen. 

Im Auftrage. 
IIb 2007. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Betr. Arbeiterfürſorge auf Bauten. 
Berlin, den 17. Juli 1907. 

Eine Nachprüfung der unterm 7. Juli 1899 mitgeteilten Grundzüge, betreffend die 
Arbeiterfürſorge auf Bauten, hat zu einigen Anderungen Aulaß gegeben, die aus der hier 
beigefügten Anlage erſichtlich ſind. Inwieweit ein Bedürfnis vorliegt, dieſe erweiterten 
Grundzüge zur Einführung zu bringen, iſt nach Lage der örtlichen Verhältniſſe zu beurteilen. 
Für das platte Land und die kleinen Städte mit ländlichen Verhältniſſen wird von dem 
Erlaſſe beſonderer Polizeiverordnungen auf dem Gebiete der Arbeiterfürſorge auch jetzt noch 
abgeſehen werden können. Im allgemeinen wird es hier nach wie vor genügen, wenn im 
Bedarfsfalle die zu ſtellenden Forderungen im Wege der polizeilichen Verfügung aufgegeben 
und dabei die vorliegenden Grundzüge zum Anhalt genommen werden. 7 

Dagegen erſcheint es dringend erwünſcht, daß in den größeren Städten und den 
Landgemeinden mit ſtarker baulicher Entwickelung, in denen bis jetzt Vorſchriften über die 
Fürſorge für die Geſundheit der Bauarbeiter noch nicht beſtehen, möglichſt bald entſprechende 
Polizeiverordnungen erlaſſen werden. z 

Ew. uſw. erſuchen wir, hiernach das Erforderliche zu veranlaſſen und darauf hin- 
zuwirken, daß der Erlaß neuer und die Abänderung der beſtehenden Verordnungen — 
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ſoweit die letzteren nicht weitergehende Vorſchriften enthalten — tunlichſt in Anlehnung an 
die erweiterten Grundzüge erfolgt. 

Um im übrigen die Durchführung einer geordneten Fürſorge für die Bauarbeiter nach 
Möglichkeit ſicherzuſtellen und eine Gewähr dafür zu erhalten, daß die beteiligten Behörden 
ſchon bei der Prüfung der Bauerlaubnisgeſuche der Fürſorge für die Geſundheit der zu 
beſchäftigenden Arbeiter, für die Sittlichkeit und Ordnung auf den Bauten ihr Augenmerk 
zuwenden, erſcheint es geboten, die Formulare „für die Prüfung der Bauerlaubnisgeſuche 
und die Rohbauabnahme durch Techniker“ (Anlage A des Erlaſſes vom 16. Oktober 1899 — 
III. 13905 II. Ang.) durch Nachtragung einiger bezüglicher Fragen unter dem beſonderen 
Abſchnitte „Arbeiterfürſorge“ zu ergänzen. 

Als ſolche Fragen werden beiſpielsweiſe in Betracht kommen: 

1. Wieviel Arbeiter werden vorausſichtlich dauernd auf dem Bau beſchäftigt ſein? 

2. Iſt die Bereitſtellung eines beſonderen Unterkunftsraums (Baubude) notwendig? 

(Gegebenenfalls iſt im Bauſchein auf die beſtehenden Vorſchriften zu ver 
weiſen oder aber die Anlage eines ausreichend großen, allſeitig umſchloſſenen, 
hellen und lüftbaren Unterkunftsraums beſonders zu fordern.) 

3. Wird die Bauausführung ſich vorausſichtlich bis in die kältere Jahreszeit aus 
dehnen und wird bejahendenfalls für genügende Erwärmung des Unterkunfts⸗ 
raums Sorge getragen? 

(Verweiſung auf Vorſchriften oder beſondere Anordnung.) 
4. Werden die Arbeiter auf der Bauſtelle die Möglichkeit haben, Speiſen und 
Getränke zu erwärmen? 
(⸗Verweiſung auf Vorſchriften oder beſondere Anordnung.) 
5. In welcher Weiſe ſoll für die notwendigen Bedürfnisanſtalten geſorgt werden? 
(Verweiſung auf die Vorſchriften oder beſondere Anordnung.) 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Beantwortung dieſer Fragen, die je nach Lage der 
Verhältniſſe mehr oder weniger ausführlich zu faſſen ſind, nur für die größeren Bauten in 
Betracht kommen kann. Welche Bauten als „größere“ in dieſem Sinne anzuſprechen ſind, 
wird von dem Wortlaute der Baupolizeiverordnungen oder der Polizeiverordnungen über 
die Arbeiterfürſorge abhängig ſein und bleibt im übrigen zunächſt der Beſtimmung Ew. uſw. 
überlaſſen. 

Über das Ihrerſeits Veranlaßte und den Erfolg Ihrer Bemühungen ſehen wir nach 
Ablauf von zwei Jahren einem Bericht entgegen. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
der öffentlichen Arbeiten. für Handel und Gewerbe. In Vertretung. 
Breitenbach. Im Auftrage. v. Biſchoffshauſen. 
Neumann. 


III Bĩ. S. 287 1. mg. M. d. ö. A. — III. 6009 M. f. H. ꝛc.— IIb. 3078 M. d. J. 
An die Herren Regierungspräſidenten. 


Anlage. 


Grundzüge 
für 


Polizeiverordnungen, betreffend die Arbeiterfürſorge auf Bauten. 


1. Die Beſtimmungen unter Ziffer 2 bis 6 finden Anwendung 
a) bei Hochbauten, wenn einſchließlich der Poliere und Lehrlinge mehr als 10°) Per⸗ 
ſonen zur Zeit der Rohbauausführung gleichzeitig auf dem Bau beſchäftigt ſind; 
während der Rohbauaus führung vorübergehend beſchäftigte Arbeiter, wie Zimmer⸗ 

leute und Staker, werden nicht in dieſe Zahl eingerechnet; 


En 2) Nach Lage der örtlichen Verhältuiſſe kann auch bereits für weniger als 10 dauernd beſchäftigte 
Perſonen die Herſtellung von Unterkunftsräumen und Aborten gefordert werden. 
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b) bei Tiefbauten, welche von Unternehmern ausgeführt werden, wenn au einer 
beſtimmten Stelle des Baues mehr als 10*) Perſonen länger als 1 Woche 
gleichzeitig beſchäftigt ſind. 

2. Zur Benutzung während der Arbeitspauſen und bei ungünſtiger Witterung ſowie 
zur Aufbewahrung von Kleidern, Lebensmitteln und Eßgeſchirr muß für die an Bauten 
beſchäftigten Arbeiter ein allſeitig dicht umſchloſſener, mit Fenſtern genügend verſehener, 
lüftbarer Unterkunftsraum geſchaffen werden, der im Mittel mindeſtens 2,20 m im Lichten hoch 
ſein muß und deſſen Grundfläche derart zu bemeſſen iſt, daß auf jeden am Bau dauernd 
beſchäftigten Arbeiter (Ziff. 1) eine Fläche von wenigſtens 0,75 qm entfällt. 

Der Unterkunftsraum muß mit feſtem Dielenfußboden verſehen und in der kälteren 
Jahreszeit heizbar ſein. Für die dauernd auf dem Bau beſchäftigten Arbeiter ſind in den 
Unterkunftsräumen Sitzplätze zur Verfügung zu ſtellen. Auch muß ihnen auf der Bauſtelle 
die Möglichkeit gegeben ſein, Speiſen und Getränke zu erwärmen. 

Baumaterialien irgend welcher Art dürfen in den Unterkunftsräumen nicht gelagert werden. 

Bei Tiefbauten müſſen dieſe Räume ſo belegen ſein, daß der Beſchäftigungsort eines 
jeden Arbeiters von der Unterkunftsſtätte der Regel nach höchſtens 750 m entfernt ift. 

Für ſchwimmende Unterkunftsräume findet die Vorſchrift über die notwendige lichte 
Höhe keine Anwendung. 

3. Bei Bauausführungen (vgl. Ziff. 1) müſſen für die Arbeiter Aborte in ſolcher 
Anzahl vorhanden ſein, daß ein Sitz (Brille) für höchſtens 25 Perſonen dient. 

Zwiſchen mehreren Sitzen ſind Scheidewände anzubringen. 

Für am Bau beſchäftigte Frauen ſind beſondere Bedürfnisanſtalten zu errichten. 

Die Aborte müſſen möglichſt entlegen von den Unterkunftsräumen (Ziff. 2), der Regel 
nach mindeſtens 6 m davon entfernt, aufgeſtellt werden; ſie müſſen genügend hell und 
derart eingerichtet ſein, daß von außen nicht hineingeſehen werden kann. Erforderlichen⸗ 
falls ſind vor den Türen Blenden anzubringen. Die Aborte dürfen keine durchläſſigen 
Gruben erhalten. Sie ſind entweder an eine öffentliche Entwäſſerungsanlage vorſchrifts⸗ 
mäßig anzuſchließen, oder es müſſen waſſerdichte Tonnen, welche nach Bedarf fortzuſchaffen 
und durch leere, mittels Kalkanſtrichs desinfizierte Tonnen zu erſetzen ſind, aufgeſtellt 
werden. Die Tonnen ſind durch Sitz- und Stoßbretter zu verdecken. 

Bei freier, von Wohngebäuden entfernter Lage der Bauſtellen kann die Herſtellung 
einer Erdgrube geſtattet werden. 

4. Bei den für die Arbeiter beſtinunten Aborten iſt ein Piſſoir anzulegen. Außerdem 
iſt in jedem Geſchoſſe der Bauausführung ein Urineimer aufzuſtellen. 

5. Die Unterkunftsräume und die Aborte ſind ſtets in reinlichem Zuſtande zu erhalten. 

Die Urineimer und die Behälter für die Piſſoirs ſind nach Bedarf, mindeſtens täglich, 
zu entleeren. Die Aborte und Piſſoirs find nach Erfordernis zu desinfizieren. 

6. Auf jeder Bauſtelle iſt gutes Trinkwaſſer bereitzuhalten. 

7. Vom 1. November bis 1. April“) dürfen Stuckateur⸗, Maler-, Putzer⸗ und Töpfer- 
arbeiten in Neubauten nur daun ausgeführt werden, wenn die Räume, in denen gearbeitet 
wird, durch Türen und Fenſter verſchloſſen ſind. 

Die nur vorläufige Anbringung derartiger Verſchlüſſe ift für genügend zu erachten. 

8. In Räumen, in denen offene Koksfeuer ohne Ableitung der entſtehenden Gaſe 
brennen, darf nicht gearbeitet werden. Solche Räume ſind gegen andere, in denen gearbeitet 
wird, dicht abzuſchließen. Sie dürfen nur vorübergehend von den die Kokskörbe beauf⸗ 
ſichtigenden Perſonen betreten werden. 


) Nach Lage der örtlichen Verhältniſſe kann auch bereits für weniger als 10 dauernd beſchäftigte 
Perſonen die Herſtellung von Unterkunftsräumen und Aborten gefordert werden. 

5) In einzelnen Teilen der Monarchie mit ſtrengeren Temperaturverhältniſſen kann der angegebene 
Zeitraum noch weiter ausgedehnt werden. 


2. Gewerbeaufſicht. 
Betr. Reiſekoſten und Diäten der Gewerbeaſſeſſoren. 


Der Miniſter für H j 
einiſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 66, den 19. Februar 1908. 
Für die Reiſe, die ein erſtmalig mit der Wahrnehmung der Geſchäfte eines Hilfs⸗ 
arbeiters betrauter Gewerbeaſſeſſor ausführt, um fich vorweg bei dem vorgeſetzten Re- 
gierungspräſidenten zur Entgegennahme näherer Anweiſung über ſeine Amtsgeſchäfte zu 
melden, können Tagegelder und Reiſekoſten nicht gewährt werden, da der Gewerbeaſſeſſor 
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feinen Dienſt erſt mit der Meldung bei dem Regierungspräſidenten antritt. Wohl aber 
ſtehen ihm Tagegelder und Reiſekoſten für die Reiſe vom Sitze der Regierung nach dem 
Dienſtorte zu. Dieſe Vergütungen iind bei Kapitel 68 Titel 112 Poſ. c des Etats in 
Ausgabe nachzuweiſen. 
Im Auftrage. 
III 1145. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


3. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Veſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 

Den nachstehend benannten Krankenkaſſen ift die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken. 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Militäriſche Kameradſchaft (E. H.) in Altona, 

2. Freiwillige Krankenkaſſe (E. H.) in Brunſtorf, 

3. Kranken⸗ und Sterbekaſſe für die Mitglieder des Vereins der Gaſthof- und Bad- 

haus⸗Inhaber jowie für die bei denſelben beſchäftigten Perſonen in Wiesbaden (E. H.), 

4. Kranken- und Sterbe⸗(Begräbnis⸗) Kaffe für die Angeſtellten des Homburger Hotel⸗ 

beſitzer⸗Vereins in Homburg v. d. H. (E. H.), 
5. Krankenkaſſe der Bauhandwerker in Danzig (E. H.). 
Berlin, den 5. März 1908. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
Zu III 1622 U. Ang. Neumann. 


b) Unfallverſicherung. 
Betr. Unfallverſicherungspflicht der Zentralheizungsaulagen in Staatsgebäuden. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 20. Februar 1908. 

Von der Königlichen Oberrechnungskammer ift gelegentlich der Rechnungsreviſion die 
grundſätzliche Erörterung der Frage angeregt worden, ob die Zentralheizungsanlagen in 
den Staatsgebäuden zu den verſicherungspflichtigen Betrieben im Sinne des § 2 Abſatz 2 
des Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes vom 30. Juni 1900 (RGH. S. 347/585) zu 
rechnen ſeien. 

Das Königliche Staatsminiſterium hat ſich demnächſt dahin verſtändigt, daß als ver⸗ 
ſicherungspflichtige Betriebe nur diejenigen Zentralheizungsanlagen in den Staatsgebäuden 
anzuſehen tind, in denen Dampfkeſſel mit geſpaunten Dämpfen verwendet werden. 

Für den Bereich meiner Verwaltung iſt hiernach das Weitere, ſoweit erforderlich, 
zu veranlaſſen. 

Im Auftrage. 
IIa 5214/07. 1 1744. Dr. Neuhaus. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


— . — ñä—— — — e — ä 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 
1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Gewerbliche Privatſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 66, den 15. Februar 1908. 
Wiederholt bin ich um Mitteilung der Grundſätze angegangen worden, nach 
denen die in den Geſchäftsbereich der Handels- und Gewerbeverwaltung fallenden 


68 


Privatſchulen zu behandeln find. Zur Erledigung der aufgeworfenen Fragen bemerke 
ich folgendes: 

Maßgebend für die meinem Miniſterium unterſtehenden Privatſchulen find die Aller— 
höchſte Kabinettsorder vom 10. Juni 1834 (GS. S. 135) und die Minifterial-Inftruktion 
vom 31. Dezember 1839 (MVI. d. i. V. 1840 S. 94). Für die Anwendung dieſer Vor⸗ 
ſchriften, die Zuſtändigkeit der Behörden und die Rechtsmittel haben ſich, ſeitdem die ge— 
werblichen Privatſchulen durch den Allerhöchſten Erlaß vom 3. September 1884 (GS. 
1885 S. 95) (vgl. die Erlaſſe vom 20. Mai 1885 und vom 11. November 1905, HMBL. 
1905 S. 355, 356) auf mein Miniſterium übertragen ſind, durch die Praxis der Verwal⸗ 
tungsbehörden und die Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts die nachfolgenden 
Grundſätze ergeben, die, wie ich vorausſchicke, auf alle meinem Miniſterium unterſtellten 
Privatſchulen und Privatlehrer anwendbar ſind, ohne Rückſicht auf das Alter und das 
Geſchlecht der Schüler. 

I. Wer eine Privatſchule errichten oder unterhalten will, bedarf dazu der Erlaubnis. 
Zuſtändig zur Erteilung der Erlaubnis iſt der Regierungspräſident (in Berlin der Polizei- 
präſident). 

II. Die Erlaubnis iſt zu verſagen: 

1. wenn Tatſachen vorliegen, die die Annahme begründen, daß der Schulunter- 
nehmer oder -leiter der erforderlichen ſittlichen Zuverläſſigkeit ermangelt; 

2. wenn der Schulleiter nicht imſtande iſt, die zur Leitung der Privatſchule er⸗ 
forderlichen Fähigkeiten nachzuweiſen; 

3. wenn die Lehrkräfte der erforderlichen ſittlichen Zuverläſſigkeit oder der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und techniſchen Befähigung entbehren; 

4. wenn der Schulunternehmer nicht imſtande iſt, den Beſitz der zum einwandfreien 
Betriebe der Privatſchule erforderlichen Geldmittel nachzuweiſen; 

5. wenn dem Schulunternehmer ausreichende Räume zur Unterbringung der Schule 
nicht zur Verfügung ſtehen. 

III. Außerdem kann die Erlaubnis verſagt werden: 

1. wenn für die Errichtung der Privatſchule kein Bedürfnis vorliegt; 
2. wenn der Schulunternehmer oder -leiter die Staatsangehörigkeit in einem 
deutſchen Bundesſtaate nicht beſitzt. 

IV. Die Erlaubnis wird widerruflich erteilt, ſie kann unter Vorbehalten und Be— 
dingungen erteilt werden. A 

V. Die Privatſchulen unterſtehen der Aufſicht des Regierungspräſidenten (in Berlin 
des Polizeipräſidenten) nach Maßgabe des Schulaufſichtsgeſetzes vom 11. März 1872 
(GS. S. 183). sr 

VI Die Zurücknahme der Erlaubnis erfolgt durch den Regierungspräſidenten (in 
Berlin durch den Polizeipräſidenten). Vor der Zurücknahme iſt dem Schulunternehmer Ge- 
legenheit zur Außerung zu geben. - 

VII. Gegen die Verfügungen der Aufſichtsbehörde ift lediglich die Beſchwerde an 
mich zuläſſig. (Vgl. die Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts vom 12. Juli 1904 
und vom 20. September 1907, HMBl. 1905 S. 18 und 1908 S. 11.) DE 

VIII. Auf Privatlehrer finden die vorſtehenden Vorſchriften ſinngemäß Anwendung 
mit der Maßgabe, daß zur Erteilung und zur Zurücknahme der Erlaubnis der Gemeinde⸗ 
vorſtand zuſtändig iſt. l 

IX. Wird die Erlaubnis verweigert oder unter Bedingungen erteilt, ſo ſteht dem 
Privatlehrer die Beſchwerde im Aufſichtswege zu. (Vgl. die bei Ziff. VII angeführten Ent- 
ſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts.) 

IV 12 922. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Fachſchulen. 
Betr. Maßnahmen gegen banliche Verunſtaltungen. 
TRE r 
Der Minifter für Handel und Gewerbe. Seen A 0 o Inne; 


Ich erſuche Sie, den Leiter der Baugewerkſchule Ihres Bezirks auf den in Nummer 8 
des Zentralblatts der Bauverwaltung vom 29. Januar d. J. veröffentlichten Erlaß der 
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Herren Miniſter der öffentlichen Arbeiten und des Innern vom 10. Januar d. I., betreffend 
Maßnahmen gegen bauliche Verunſtaltungen in Stadt und Land, aufmerkſam zu machen 
und ihn zu veranlaſſen, auch ſeinerſeits im Sime der dortſelbſt gegebenen Hinweiſe belehrend 
und anregend zu wirken. 
IV 1637. Delbrück. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Hausſchwamms⸗Forſchungen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 21. Februar 1908. 

Nach einer Mitteilung des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten werden die 
Ergebniſſe der auf dem Gebiete des Hausſchwammes ſtattfindenden Forſchungen in zwang— 
los erſcheinenden Heften veröffentlicht werden, die der Direktor der Forſtakademie zu 
Eberswalde, Profeſſor Dr. A. Möller unter dem Titel „Hausſchwamm-Forſchungen“ im amt- 
lichen Auftrage herausgibt. Das erſte dieſer Hefte ift im Verlage von Guſtav Fiſcher in Jena 
erſchienen. Der für den Bedarf der Behörden ermäßigte Preis beträgt für das erſte Heft 5,0 . 

Ich erſuche Sie, den Leiter der Baugewerkſchule Ihres Bezirks zu veranlaſſen, die 
genannten Hefte für die Bibliothek der Schule aus Anſtaltsfonds zu beſchaffen. 

Im Auftrage. 

IV 1639. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Bauhaudwerkerabteiluug der Gewerbeſchule in Trier. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 28. Februar 1908. 

Ich genehmige, daß die Schüler der dortigen Gewerbeſchule, welche von jetzt ab die 
dritte Klaſſe der Bauhandwerkerabteilung dieſer Schule mit Erfolg durchgemacht haben, 
worüber eine Bemerkung in die Zeugniſſe aufzunehmen iſt, ohne beſondere Prüfung in die 
2. Klaſſe der preußiſchen Baugewerkſchulen aufgenommen werden können, ſofern ihre 
praktiſche Vorbildung den Aufnahmebedingungen der in Betracht kommenden Anſtalten 
entſpricht. Mit Rückſicht auf die bevorſtehende Reorganiſation der preußiſchen Baugewerk 
ſchulen behalte ich mir vor, wegen der darnach erforderlichen Anderungen des Lehrplans 
der dortigen Gewerbeſchule die erforderlichen Anordnungen zu treffen. 


Im Auftrage. 
IV 347. Dr. Neuhaus. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Trier und zur weiteren Veranlaſſung an die be— 
teiligten Herren Regierungspräſidenten. 


—. 


VI. Nichtamtliches. 


Entſcheidungen der Gerichte. 
Auf Handwerker findet die Vorſchrift des § 2 des Handelsgeſetzbuchs keine Auwenduug. 


1. Beſchluß des Kammergerichts, I. Zivil-Senat, vom 14. November 1907 
(1 X 1308, 07). 

Das Landgericht geht davon aus, daß der Beſchwerdeführer als Zimmermeiſter ein 
Bauhandwerker, alſo ein Handwerker iſt. Trotzdem mißt es der Handwerkereigenſchaft für 
die zu entſcheidende Frage, ob der Beſchwerdeführer verpflichtet iſt, ſeine Firma zur Ein- 
ragung ins Handelsregiſter anzumelden, keine rechtliche Bedeutung bei, ſondern läßt fie 
unbeachtet. Dies iſt mit der weiteren Beſchwerde als rechtsirrtümlich zu bezeichnen. 
Der 8 4 H. G.B. beſtimmt, daß die Vorſchriften über die Firmen auf Handwerker 
ſowie auf Perſonen, deren Gewerbebetrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes 
hinausgeht, keine Anwendung finden. Der Relativſatz, „deren Gewerbebetrieb nicht über 


den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht”, bezieht ſich offenſichtlich nur auf das Wort 
„Perſonen“, nicht auf das Wort „Handwerker“, das andernfalls überfluſſig wäre (Jahrb. 
der Entſcheidungen des Kammergerichts Bd. 27 A 61). Deshalb nötigt ſchon der Wortlaut 
des § 4 H. G. B. zu der Auslegung, daß Handwerker überhaupt nicht, auch dann 
nicht, wenn ihr Gewerbebetrieb über den Umfang des Kleingewerbes hinaus⸗ 
geht, verpflichtet ſind, ihre Firma zur Eintragung in das Handelsregiſter anzu⸗ 
melden. Die Richtigkeit der Auslegung wird durch die Entſtehungsgeſchichte des § 4 H. G. B. 
beſtätigt. In der Denkſchrift zum H. G.B. und in den Kommiſſionsberatungen zum 8 4 
(Hahn, Materialien Bd. 7 S. 201, 539) iſt geſagt, daß den Handwerkern eine Sonderſtellung 
eingeräumt werden ſollte und daß die für das Handwerk nicht paſſenden Vorſchriften auch 
dann ausgeſchloſſen bleiben ſollten, wenn das Handwerk im Großen betrieben würde. 

Wäre alſo der Beſchwerdeführer ein Handwerker im Sinne des § 4 H. G. B., fo würde 
für ihn keine Verpflichtung beſtehen, ſeine Firma zur Eintragung in das Handelsregiſter 
anzumelden, und die Beſchwerdeeutſcheidung würde unzutreffend ſein. 

Was das Geſetz in § 4 H.G.B. unter „Handwerkern“ verſteht, ſagt es nicht; auch in 
der Entſtehungsgeſchichte findet ſich keine Begriffsbeſtimmung. Beim Schweigen des Geſetzes 
und ſeiner Materialien bleibt nichts übrig, als die Frage, ob jemand ein Handwerker iſt, 
in jedem einzelnen Falle nach der individuellen Beſchaffenheit ſeines gewerblichen Betriebs 
zu entſcheiden, wie es auch ſonſt zu geſchehen hat, wenn feſtgeſtellt werden muß, ob jemand 
Handwerker iſt. Maßgebend hierfür iſt die Art und Weiſe, wie das Unternehmen geführt 
wird, alſo die Art und Weiſe des inneren Betriebs, wie die weitere Beſchwerde mit Recht 
hervorhebt. Auf den äußeren Umfang und die Bezeichnung kommt es nicht allein entſcheidend 
an (Johow, Jahrb. Bd. 9 S. 12 ff., Bd. 30 S. 300, 302; Urteil des Oberverwaltungsgerichts 
vom 8. Dezember 1904 abgedruckt HM Bl. 1906 S. 292). Arbeitet z. B. der Unternehmer 
ſelbſt mit, entfaltet er eine perſönliche, wenn auch nur beaufſichtigende und anordnende 
Tätigkeit im handwerksmäßigen Betriebe, geſchieht dieſer im weſentlichen durch Handarbeit, 
wenn auch mit erforderlichen Werkzeugen und maſchinellen Hilfsmitteln, ſo macht dieſe Art 
und Weiſe den Betrieb zu einem handwerksmäßigen und den Inhaber zu einem Handwerker 
(Beſchluß des Bayeriſchen Oberſten Landesgerichts vom 6. Dezember 1886 in der Zeitſchrift 
für Handelsr. Bd. 34 S. 560, 561; Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen Bd. 57 
S. 387; Lehmann-Ring, Komm. zum H. G.B. zu § 4 Anm. 3; Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts in Strafſachen Bd. 8 S. 126, Bd. 14 S. 424, Bd. 25 S. 3, Bd. 36 S. 38). 

Dieſe innere Seite des Gewerbebetriebs des Beſchwerdeführers iſt vom Beſchwerde⸗ 
gerichte in keiner Richtung hin geprüft. Es ſtellt lediglich Erörterungen darüber an, ob 
ſein Unternehmen nach Art und Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Geſchäfts⸗ 
betrieb erfordert. Dies kommt für die hier zu entſcheidende Frage, ob der Beſchwerdeführer 
ein Handwerker im Sinne des § 4 H. G. B. und von der Verpflichtung zur Anmeldung 
ſeiner Firma befreit iſt, nicht als allein ausſchlaggebend in Betracht. Maßgebend iſt vielmehr 
weiter, ob der Gewerbebetrieb nach ſeinem geſamten inneren Charakter, wozu allerdings neben der 
techniſchen auch die kaufmänniſche Seite gehört, ein handwerksmäßiger iſt (vergl. Beſchluß 
des Kammergerichts vom 9. März 1905 — 1 Y. 224, 05). Trifft dies zu, ſo greiſt der 
8 4 H. G. B. Platz und die Eintragungspflicht beſteht nicht. Wenn dagegen der Gewerbe- 


betrieb nach ſeinem Geſamtcharakter kein handwerksmäßiger ift, fo beſteht die Eintragungs⸗ 
pflicht, ſofern das Unternehmen nach Art und Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe ein⸗ 
gerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert (§ 2 H. G. B.). Die Feſtſtellungen des Beſchwerde⸗ 
gerichts gewinnen mithin erſt für den Fall eine rechtliche Bedeutung, daß der Gewerbebetrieb 
des Beſchwerdeführers ſich als ein nichthandwerksmäßiger erweiſt. = 

Da das Beſchwerdegericht die Handwerkereigenſchaft des Beſchwerdeführers zu Unrecht 
außer Acht gelaſſen hat, muß ſeine Entſcheidung aufgehoben werden. Bei der anderweiten 
Erörterung der Sache wird das Landgericht die innere Seite des Gewerbebetriebs nach den 
oben dargelegten Geſichtspunkten zu prüfen und außerdem noch folgendes zu beachten haben: 

Der Beſchwerdeführer will das Zimmerergewerbe ausüben. Es kommt in Frage, ob 
er ſich auf die dabei in Betracht kommenden Arbeiten in handwerksmäßigem Betriebe 
beſchränkt, oder ob er — wie es vielleicht nach ſeinen Angaben den Anſchein haben kann — 
etwa als Bauunternehmer auftritt, d. h. auch ſeinerſeits ſeinen Auftraggebern gegenüber 
andere Arbeiten übernimmt, die er durch andere Handwerker ausführen läßt. Iſt letzteres 
der Fall, übernimmt er z. B. die Ausführung ganzer Häuſer mit Erd⸗, Maurer- und Dach⸗ 
decker⸗, Tiſchler⸗ und Malerarbeiten, ſo kann von einem Handwerksbetrieb im Sinne des § 4 
H. G. B. keine Rede fein. Es greift dann der $ 2 H. G. B. Platz, welcher gerade die Bau- 


unternehmer der Eintragungspflicht unterwerfen will (Jahrb. Bd. 21 A 72). 


Mas 


2. Beſchluß des Kammergerichts, I. Zivilſenat, vom 12. Dezember 1907. 
(1X 1464. 07.) 


Durch Verfügung vom 28. Februar 1907 hat das Königliche Amtsgericht in L. gegen 
den Kaufmann N. in L. wegen Nichtbefolgung einer an ihn ergangenen Aufforderung zur 
Anmeldung ſeiner Firma eine Ordnungsſtrafe von 5 A feſtgeſetzt und ihn unter Androhung 
einer weiteren Ordnungsſtrafe von 5 % erneut zur Anmeldung feiner Firma zum Handels⸗ 
regiſter aufgefordert. Den von N. rechtzeitig erhobenen Einſpruch hat das Amtsgericht 
durch Beſchluß vom 7. April 1907 für begründet erklärt und ſeine Verfügung vom 
28. Februar 1907 wieder aufgehoben. Auf die Beſchwerde der Handelskammer in L. hat 
die Kammer für Handelsſachen des Königlichen Landgerichts in L. durch Beſchluß vom 
7. November 1907 den Beſchluß des Amtsgerichts vom 7. April 1907 aufgehoben und 
den Einſpruch des N. gegen die Verfügung vom 28. Februar 1907 als unbegründet ver⸗ 
worfen. Das Kammergericht hat auf die von N. eingelegte ſofortige weitere Beſchwerde 
den Beſchluß des Amtsgerichts wiederhergeſtellt aus folgenden Gründen: 

Das Amtsgericht und das Landgericht haben hinſichtlich des von dem Beſchwerde⸗ 
führer betriebenen gewerblichen Unternehmens folgende Tatſachen feſtgeſtellt. Der Be⸗ 
ſchwerdeführer betreibt in L. ein Putzgeſchäft. Dem Geſchäftsbetriebe dienen zwei Räumlich⸗ 
keiten, nämlich ein Laden und eine Arbeitsſtube. An Perſonal werden ſtändig eine 
Direktrice mit 200 % Monatsgehalt und eine Putzmacherin mit 125 / Monatsgehalt ge- 
halten. Während der Saiſon von Mitte März bis Ende Juni und von Anfang Oktober 
bis Ende November erhöht ſich die Zahl der Putzarbeiter und wird auch eine Verkäuferin 
angenommen, ſo daß in dieſer Zeit die Zahl der Hilfskräfte mitunter bis auf 12 ſteigt. 
Im Jahre 1906 find etwa 10000 / an Gehalt und Arbeitslohn gezahlt worden. Der 
Beſchwerdeführer und ſeine Ehefrau ſind ſelbſt im Geſchäfte tätig, ſie beſorgen insbeſondere 
die Kaſſengeſchäfte, der Beſchwerdeführer auch das Einrichten der Hüte und das Aus⸗ 
zeichnen der eintreffenden Waren. Der jährliche Warenumſatz ſtellt ſich auf 45000 /. Die 
Waren werden von etwa 20 Lieferanten bezogen. Der Reingewinn beträgt jährlich 4000 
bis 5000 /, der Wert des Lagers beträgt in der Saiſon etwa 10000 , in der übrigen 
Zeit etwa 5000 /. Die Paſſiva ſtellen fih außerhalb der Saiſon durchſchnittlich auf 
4000 bis 5000 % und ſteigen bei Beginn der Saiſon auf 10000 bis 13000 K. Die 
Außenſtände ſchwanken zwiſchen 1000 und 7000 /. Ein Wechſelverkehr findet nicht ſtatt. 
Inventuren und Bilanzen ſind bisher nicht aufgeſtellt worden, an Büchern wird nur ein 
Buch über die Außenſtände und ein Buch über die Einnahmen geführt. 

Nach § 4 des H.G.B. finden die Vorſchriften über die Firmen auf Handwerker ſowie 
auf Perſonen, deren Gewerbebetrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht, 
keine Anwendung. Hiernach ſind von der Verpflichtung, eine Firma zur Eintragung in 
das Handelsregiſter anzumelden, befreit einerſeits alle Handwerker ohne Rückſicht auf den 
Umfang ihres Gewerbebetriebs, andererſeits alle nicht zu den Handwerkern zu rechnenden 
Gewerbetreibenden, deren Gewerbebetrieb den Umfang des Kleingewerbes nicht überſchreitet. 
Das Kammergericht hatte zwar in einem Beſchluſſe vom 10. Dezember 1900 (Jahrbuch 
Band 21 Seite 68) den Grundſatz aufgeſtellt, daß auch für einen an ſich dem Handwerke 
zuzurechnenden Gewerbebetriebe bei dem Vorliegen der Vorausſetzungen des § 2 Handels- 
geſetzbuchs der Unternehmer die Eintragung einer Firma herbeiführen müſſe. Dieſer 
Standpunkt iſt aber in der Folgezeit nicht mehr als maßgeblich feſtgehalten worden. Bereits 
in der Entſcheidung vom 9. November 1903 (Jahrbuch Band 2“ Seite A. 60) war davon 
ausgegangen worden, daß der Relativſatz in § 4 Abſatz 1 Handelsgeſetzbuchs, „deren 
Gewerbebetrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht“, ſich nur auf das 
Wort „Perſonen“, nicht aber auf das Wort „Handwerker“ beziehe, und daß den Hand- 
werkern, wie die Entſtehungsgeſchichte des § 4 ergebe, eine Sonderſtellung habe eingeräumt 
werden ſollen. Daraus folgt aber, wie in einem demnächſt zum Abdrucke ge⸗ 
langenden Beſchluſſe vom 14. November 1907 (Aktenzeichen 1 X 1308,07) ) bereits aus⸗ 
geführt worden ift, daß die Anwendung der Vorſchrift des § 2 H. G.B. auf Handwerker 
ausgeſchloſſen iſt, es ſei denn, daß das Unternehmen ſelbſt über die Grenzen des 
Handwerksbetriebs hinausgewachſen iſt (was mit dem Vorliegen der Voraus⸗ 
ſetzungen des § 2 H. G. B. vielfach zuſammenfallen wird) oder daß der Unternehmer neben 
ſeinem Handwerke noch ein anderes Gewerbe betreibt, hinſichtlich deſſen die Vorausſetzungen 
des § 2 Handelsgeſetzbuchs gegeben ſind. 


) Vorſtehend S. 69. 
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Demnach befteht für den Beſchwerdeführer keine Eintragungspflicht, wenn ſich 
ſein Gewerbebetrieb als handwerksmäßiger darſtellt, ſelbſt wenn dieſer Betrieb nach 
Art und Umfang kaufmänniſche Geſchäftseinrichtungen, namentlich eine ordnungs⸗ 
mäßige Buchführung wünſchenswert erſcheinen läßt. Der Beſchluß des Landgerichts beruht 
daher auf einer Verletzung des § 4 Handelsgeſetzbuchs, da er die Eintragungspflicht des 
Beſchwerdeführers auf Grund § 2 H. G. B. bejaht, ohne die Frage, ob nicht der Beſchwerde⸗ 
führer Handwerker iſt, einer Erörterung zu unterziehen, obwohl der Beſchluß des Amts⸗ 
gerichts die Eintragungspflicht des Beſchwerdeführers gerade im Hinblick auf deſſen Eigen⸗ 
ſchaft als Handwerker verneint hatte. Die Entſcheidung des Landgerichts läßt ſich nur dahin 
verſtehen, daß der Beſchwerdeführer, auch wenn er nur Handwerker fei, auf Grund des § 2 
Handelsgeſetzbuchs, deſſen Vorausſetzungen gegeben ſeien, zur Anmeldung einer Firma 
zum Handelsregiſter verpflichtet ſei. Dieſe Auffaſſung verkennt, wie oben ausgeführt iſt, 
das Weſen der Vorſchrift des 84 Handelsgeſetzbuchs als einer nicht nur dem 
§ 1, ſondern auch dem § 2 gegenüber geltenden Ausnahmevorſchrift. 

Beruht hiernach der angefochtene Beſchluß auf einer Geſetzesverletzung, ſo unterliegt 
er der Aufhebung. Einer Zurückweiſung der Sache an das Landgericht bedarf es nicht, da 
eine weitere tatſächliche Aufklärung hinſichtlich der gewerblichen Verhältniſſe des Beſchwerde⸗ 
führers nicht erforderlich iſt, vielmehr die von dem Landgerichte in dieſer Hinſicht feft- 
geſtellten Tatſachen genügen, um die Frage, ob der Beſchwerdeführer Handwerker iſt, zu 
entſcheiden. Weder das Handelsgeſetzbuch noch die Gewerbeordnung enthält eine Definition 
für den Begriff „Handwerker“. Die Frage, ob jemand als Handwerker im Sinne des 84 
Handelsgeſetzbuchs anzuſehen iſt, muß daher in jedem einzelnen Falle nach der beſonderen 
Beſchaffenheit ſeines Betriebs entſchieden werden. Es kommt dabei nicht allein auf den 
äußeren Umfang, ſondern vor allen Dingen auch auf die Art und Weiſe des inneren Be- 
triebs an. Geſchieht der Betrieb in der Hauptſache durch Handarbeit und arbeitet der 
Unternehmer ſelbſt mit, entfaltet er insbeſondere in einem handwerksmäßigen Betrieb eine 
perſönliche, wenn auch vielleicht nur beaufſichtigende und anordnende Tätigkeit, ſo iſt der 
Unternehmer Handwerker (Entſch. des Reichsg. Zivſ. Bd. 57, Seite 387; Strafſ. Bd. 8, 
Seite 126, Bd. 14, Seite 424, Bd. 25 Seite 3, Bd. 36 Seite 38; Lehmann-Ring H. G. B. 
Anm. 3 zu § 4). 

Bei Anwendung dieſes Grundſatzes muß der Beſchwerdeführer nach den vom Land- 
gerichte getroffenen Feſtſtellungen über die Art und Weiſe ſeines Gewerbebetriebs und ſeiner 
eigenen Tätigkeit als Handwerker angeſehen werden. Der Gewerbebetrieb des Beſchwerde— 
führers beſteht in der Hauptſache in dem Verkaufe von Hüten, die er aus anderwärts her⸗ 
bezogenem Material nach einzelnen anderweit gekauften Modellhüten ſelbſt anfertigen läßt. 
Die Anfertigung der Hüte geſchieht durch Handarbeit ohne Benutzung maſchineller Hilfs- 
mittel und zwar durch zwei bis zwölf Putzarbeiterinnen. Der Beſchwerdeführer perſönlich 
beſchäftigt ſich in der Hauptſache mit dem Einrichten der Hüte, d. h. mit dem Ausſuchen 
der Zutaten und der Farben, die zu den einzelnen herzuſtellenden Hüten verwendet werden 
ſollen. Er beteiligt ſich demnach perſönlich an der Herſtellung der einzelnen Hüte. Die 
Anfertigung von Hüten durch Handarbeit ſtellt ſich als ein handwerksmäßiger Betrieb dar, 
und der Beſchwerdeführer iſt, da er ſich perſönlich an der Herſtellung der Hüte durch eigene 
körperliche Arbeit beteiligt, ein Handwerker. Hieraus folgt, daß er, auch wenn 
ſein Betrieb als Großbetrieb anzuſehen wäre, nicht verpflichtet iſt, eine 
Firma zur Eintragung in das Handelsregiſter anzumelden. Allerdings iſt bei der 
Beurteilung, ob ein Betrieb ſich als handwerksmäßiger darſtellt, neben der techniſchen auch 
die kaufmänniſche Seite zu berückſichtigen. Aber auch in dieſer Hinſicht geht der Betrieb 
des Beſchwerdeführers nicht über die Grenzen des Handwerks hinaus. Die kaufmänniſchen 
Geſchäfte werden durch den Beſchwerdeführer und ſeine Ehefrau allein beſorgt, und nur 
während der Saiſon wird noch eine Verkäuferin angenommen. Sonſtige Hilfskräfte zur 
Beſorgung der kaufmänniſchen Geſchäfte find nicht vorhanden. Die kaufmänniſche Seite 
des Gewerbebetriebs des Beſchwerdeführers entſpricht demnach durchaus den bei handwerks⸗ 
mäßigen Betrieben allgemein üblichen Einrichtungen. 
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